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B~ric;:htdei AU$$c:hus$es für voU<$wirt$~haftlic:he
A~9~legel1"'eit«t"

betreffend das Gesetz über die Bekämpfung von Walc;lbrijnd~;m(0. ö. W~ldbralld-
bekämpfun~~g~~~I~) .

(L - 220/2 - XXII)

A. ~Jl$f~!1lei!'!!!s

Auf Grund des Art. 10 Abs, 2 B-VG ermä.~htigt § 42
(jes Forstges~tze~ 1975, BGBI. Nr. 440, di~ Länder,
durch LanGiesgesetz dienäher~n Vorschriften über
die [v1elqung V9n Waldbränden, (;lie Organi§ation der
ßek~mpfun~ v0!1 Waldbränden, qie Hilfeleistung bei
der Aqwehr, elie Bekämpfungsma~nahmen am Br~nd-
orte, nach einem Wllldbrand zu treffende Vorkehrun-
gen unq über die Tragung der Kosten der Wald-
brandbekämpfL!ng zu. erlas~~n. Bis zum Zeitpunkt
des Inkrafttreteris eines solchen Landesgesetzes
bleiben gemäß § 184 Z. 7 Abs. 3 Forstgesetz 1975 die
die Waldbrandbekämpfung regelnden §§ 25 bis 29
ges Fprstn3cht~-ß~:m:linigl,lngsge~l=lt+es1l;l6g,
ßGBI. Nr. ;222, in Krllft. Dje~ß vor'~ufig in Qperqster-
reich nOCI1gß.ltenelen gesetzlich~!1 ßestimmungen ent-
sprech13'1ZUfTlTeil nicht mehr Pen mOdernen Erfor-
d'er!1issßn E!inßr wirks~mßfI VValdbr~mdbekämpfung
und sincl darüber hinllus nie vollkommen zUm Trllgen
g~kO~.men. Der vorliegefleIß Gesetzentwurf, der mit
s.einem Inkr?,fttretel1 an die $tßlle d~r ;zitiertE!n Re-
ge1u.ngeHldes Forstrecl1ts-ßereini!;lungs.gesetzes 1962
trete,lOwirq, 5011im Rahmen der Ermächtigung des
§ 4g Forstgeset:?:1975 in FQrtentwicklung qer Sestim-
mUl1gßn des i=orstrechts~ßereinigun9sgesetzes 1962
einerseits den sa,ch1ichgebotenen ;Z:lJsammennangzu
!andesrechtliclwn Regelungen des Feuerwehr""esens
herstellen und I3.nqererseits dl3.söffentliche Interesse
an der WalderhiiilWng, das dem For~tgesetz 1975
zugrunde liegt, besser zum Ausdruck bringen.

B. Im ~i,,!~~lflen
;Zu § 1:

§ 1 enthält unter Bedachtnahme auf die Begriffs-
bestimfTlungen des FQrs,tgE!setzes1975 im Inter-
esse der flechtssicherneit ein!3 Defi'1itiQn des
!3,egriffes Wß.ldbrarll::/. Als Waldbra'1d sollen da-
nach nicht nur bestimmte Feuer auf Waldfl~chen
im Sinne der fors,trechtlichen ßegriffsbestimmun-
gen, sondern auch auf solchen Grundflächen
gelten, auf denen forstlicher Bewuchs im öffent-
lichen Interesse geschützt werden 5011,wie ejie
Kampfzone des Waldes, die Windschutzanlagen,
aber auch Neubewaldungsflächen. Zusätzlich 5011
auch ein Feuer in Waldnähe,und zwar dann,
wenn Verhältnisse vorherrschen, die die Aus-
breitung eines Waldbrandes begünstigen (soge-
nannter Gefährdungsbereich im Sinne des § 40
Abs. 1 Forstgesetz 1975), vom Geltungsbereich
des Entwurfes erfaßt werden.

;z:u '2:
Die Verpflichtung, einen Waldbrand zu löschen,
trifft jedermann, findet ihre GreAze aber in der
Möglichkeit und Zumutbarkeit der Löschmaß-
nahmen. Zu dieser Verpflichtung bzw. an ihre
Stene treten die Melde-, Anzeige-, Verständigungs-
und Weiterleitungspflichten, die im Entwurf ent-
sprechend li>raktischen Erfahrungen und Gege-
benheiten gestaltet sind (Abs. 1bis Abs. 4).

Um zu vermeiden, daß wohl öffentliche Feuer-
wehr!3n (siehe § ~ Al:!~. 9 des Entwurfes), [licht
apßr d.er VValdeigentümer (!')utzungsberechtigter),
sElin F9r~tpers(>nal und. seine Fgrstarpeiter an der
ßranelQßkß,mpf!,mg mlt\f1(jrkßn mQl:i~em,wurcle die
Bestimmung des Abs. 5 aufgeflQmmen. pie dl3.rin
vorgesehene Verpflichtung enthält insbesondere
auch die Verpflichtung zum Einsatz geeigneter
Geräte im Rahmen der Verfügungsbefugnisse der
genannten Personen. .

Zu § 3:

Entsprechend den vergleichbaren Regelungen der
O. ö. Feuerpolizeiordnung, LGB!. Nr. 8/1953, - wie
z. B. § 19 leg. cit. - 5011 die Waldbrandbe-
kämpfung den Gemeinden obliegen (Abs. 1 ""cf
Abs. 2). Die Waldbrandbekämpfung kann freilich
nicht als AngelE:lgen~eit pßr qrtlicheln FeLJerpalizei
gem~ß Art 1W Abs, 3 Z. €I B-VG ~ngesehen wer-
den L!!ld fällt da~er !liGht in qßfl eigenen. Wir;"
kungsbereich der Gemeinde. Aus djes!3m ßnmd
stellt Abs. 1 klar, daß die Waldbrandbek~mpfung
von der Gemei'1de im üqertragenen Wirkungsbe-
fElich wahrzun13hme'1ist

Für die öffentlichen Feuerwehren, die vorrangig
zur Waldbrandbekämpfung verpflichtet werden,
ihre Organisation, ferner für die Leitung der Be-
kämpfungsmaßnahmen, die nach dem Brand zu
treffenden Vorkehrungen sowie die Tragung der
Kosten einer Waldbrandbekämpfung sollen ge-
mäß Abs. 3 - sofern nicht im Entwurf ausdrück-
lich abweichende Regelungen enthalten sind -
die Vorschriften Anwendung finden, die für die
örtliche Feuerpolizei gelten, derzeit also die
O. ö. Feuerpolizeiördnung, LGBI. Nr. 8/1953.

Anstelle des im Forstrechts-Bereinigungsge-
setz 1962 vorgesehenen allgemeinen Aufgebotes
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aller in der Gemeinde anwesenden arbeitsfähigen
männlichen Personen zwischen 18 und 60 Jahren
(§ 26 leg. cit.), das sich in der Praxis nicht bewährt
hat,soll neben die Verpflichtung der WaIdeigen-
tümer (Nutzungsberechtigten), ihres Forstperso-
nals oder ihrer Forstarbeiter gemäß § 2 Abs. 5
und neben die Möglichkeit, gemäß Abs. 7 das
Bundesheer heranzuziehen, die Ermächtigung an
die Gemeinde gemäß Abs. 4 treten, im notwen-
digen Ausmaß das Erbringen von Sachleistungen
anzuordnen. Es handelt sich also um eine mittel-
bare gesetzliche Verpflichtung der Personen, die
über geeignete Bekämpfungsmittel verfügen. Es
obliegt der Gemeinde, im einzelnen anzuordnen,
welche Sachleistungen erbracht werden müssen.
Entsprechend dem Wortlaut des Entwurfes darf
die Erbringung der Sachleistungen jedoch nur so-
w.eit vorgeschrieben werden, als es für die Wald-
brandbekämpfung notwendig ist. Die Anordnun-
gen der Gemeinde gemäß Abs. 4 ergehen in Form
von Bescheiden, alsQ mit Verbind.lichkeit für die
im Bescheid namentlich bezeichnete Person. Bei
Gefahr im Verzug kann, wenn~ eine unaufschieb-
bare Maßnahme angeordnet werden soll, der Be-
scheid im Mandatsverfahren (nach § 57 AVG 1950)
erlassen werden.

Die Duldungsverpflichtung der Eigentümer
(Nutzungsberechtigten) von Grundstücken gemäß
Abs. 5 entspricht im wesentlichen den bisher gel-
tenden Bestimmungen des Forstrechts-Bereini-
gungsgesetzes 1962.

Abs. 6 soll gewährleisten, daß die Waldbrandbe"
kämpfung ohne Behinderung durch Schaulustige
etc. durchgeführt werden kann.

Abs. 7 besitzt lediglich deklarativen Charakter, da
die Verpflichtung des Bundesheeres zur Hilfe-
leistung bei Elementarereignissen und Unglücks-
fällen außergewöhnlichen Umfangs auf Ersuchen
der Behörden und Organe der Gemeinden bereits
im § 2 Wehrgesetz 1978 enthalten ist.

Zu §4:

§ 4 regelt im einzelnen abweichend von den Be-
stimmungen der O. Ö. Feuerpolizeiordnung die
technische Einsatzleitung bei der Waldbrandbe-
kämpfung.

Der Einsatzleiter (Abs. 1) ist gemäß § 3 Abs. 1 des
Entwurfes dem zuständigen Gemeindeorgan un-
terstellt. Insoweit enthält der Entwurf daher keine
Abweichung von § 19 Abs. 3 O. Ö. Feuerpolizei-
ordnung, wonach der Leiter der Brandbekämp-
fungsaktion ein ausschließlich dem örtlich zustän-
digen Bürgermeister unterstelltes und ihm ver-
antwortliches Organ der Gemeinde ist. Im
übrigen enthält der Entwurf bezüglich der Einsatz-
leitung Sonderregelungen, die entsprechend den
Besonderheiten einer Waldbrandbekämpfungsak-
tioneine wirksame Leitung gewährleisten sollen.
Hiebei ist von besonderer Bedeutung, daß je nach
Anwesenheit bzw. Eingreifen einer der im Abs. 1
Iit. abis 9 angeführten Personen im Verlauf der
Waldbrandbekämpfung die Einsatzleitung wech-
seln kann.

Die Verpflichtung des jeweiligen Einsatzleiters ge-
mäß Abs. 2 bis 5 zur Beratung bzw. zum einver-
nehmlichen Vorgehen mit anderen Funktionsträ-
gern entbindet ihn nicht von seiner Verantwortung
im Rahmen seiner Zuständigkeit und enthebt ihn
auch nicht der Verpflichtung, die Auswirkungen
der empfohlenen bzw. koordinierten Maßnahmen
genau zu prüfen.

Zu §5:

Gemäß § 2 des Finanz-Verfassungsgesetzes 1948
(F-VG 1948) haben der Bund und die übrigen Ge-
bietskörperschaften den Aufwand,der sich aus
der Besorgung ihrer AUfgaben ergibt, zu tragen.
Die Waldbrand bekämpfung ist gemäß Art. 10 Abs. 1
Z. 10 B-VG eine Aufgabe des Bundes und nicht
der Länder. Sie bildet auch keine Angelegenheit
des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde,
so daß trotz der Regelung der Waldbrandbekämp-
fung durch Landesgesetz grundsätzlich der Bund
die Kosten der Vollziehung des O. Ö. Waldbrand-
bekämpfungsgesetzes, soweit es sich um den
Zweckaufwand handelt, zu tragen hat. In über-
einstimmung mit dieser Rechtslage enthalten
Abs. 1 und 2 die grundlegenden Regelungen über
die· Kostenersatzansprüche.

Abs. 3 bis 6 regeln das Verfahren für die Geltend-
machung der Ansprüche. Hiebei nimmt der Ent-
wurf darauf Bedacht, daß der Kostenersatz mög-
lichst rasch geleistet wird, ohne dat3 deshalb der
Bund zu ungerechtfertigten Zahlungen gezwungen
werden soll. Diesem Zweck dient vor allem die
im Abs. 6 vorgesehene Möglichkeit einer beteilig-
ten Partei (Gemeinde, Bund, Anspruchsberechtigte
gemäß Abs. 2), nach Abschluß eines relativ rasch
abwickelbaren behördlichen Verfahrens (Abs. 5)
das Gericht zur Streitentscheidung anzurufen. Re-
gelmäßig wird es wohl bereits in den beiden
ersten Verfahrensstufen, nämlich Versuch einer
gütlichen Einigung nach Abs. 3 und 4 bzw. be-
scheidförmige Festlegung der Kostenersatzpflicht
(Abs. 5), zum Kostenersatz kommen.

Abs. 7 stellt klar, daß allfällige Schadenersatzan-
sprüche des Bundes gegenüber Personen, l\die
einen Waldbrand verschulden oder die Einleitung'
von Bekämpfungsmaßnahmen mutwillig veranlas-
sen, unberührt bleiben.

Abs. 8 bringt zum Ausdruck, daß die verfassungs-
rechtliche Verpflichtung des Bundes zur Kosten-
tragung im Zusammenhang mit der Waldbrand-
bekämpfung über die im Entwurf gemäß Abs. 1
und 2 enthaltene Verpflichtung hinausreicht.

Zu § 6:

Eine dem § 5 analoge Regelung soll gemäß § 6
auch hinsichtlich jener vermögensrechtlichen
Nachteile gelten, die in Vollziehung des § 3 Abs. 5
entstehen. Die Entschädigungspflicht gemäß § 6
Abs. 1 des Entwurfes umfaßt lediglich den Ersatz
des erlittenen Schadens und erstreckt sich nicht
auch auf den entgangenen Gewinn.
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Zu §7:

§ 7 enthält die erforderlichen Strafbestimmungen.

Zu§ 8:

§ 8 bezeichnet entsprechend dem Gebot· des
Art. 118 Abs. 2 B-VG jene Angelegenheiten, die
in den eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde
fallen.

Pauzenberger
Obmann

3

Der Ausschuß für volkswirtschaftliche Angelegen-
heiten beantragt, der Hohe Landtag möge das bei-
gefügte Gesetz über die Bekämpfung von Wald-
bränden (0. ö. Waldbrandbekämpfungsgesetz) be-
schließen.

Linz, am 1. Juli 1980

Dipl.-Ing. Ritzberger

Berichterstatter

vom ..

Gesetz

über die Bekämpfung von Waldbränden
(0. ö. Waldbrandbekämpfungsgesetz)

Der o. Ö. Landtag hat in Ausführung des § 42 des
Forstgesetzes 1975, BGB!. Nr. 440, beschlossen:

§ 1
Begriff

Unter Waldbrand im Sinne dieses Gesetzes ist ein
Feuer auf einer Grundfläche zu verstehen, die als
Wald im Sinne des Forstgesetzes 1975, als Kampf-
zone des Waldes (§ 2 Abs. 2 Forstgesetz 1975), als'o"
Windschutzanlage (§ 2 Abs. 3 Forstgesetz 1975), als
Neubewaldungsfläche (§ 4 Forstgesetz 1975) oder als
Gefährdungsbereich im Sinne des § 40 Abs. 1 Forst-
gesetz 1975 anzusprechen ist, wenn das Feuer ge-
eignet ist, Schäden an forstlichem Bewuchs oder
Forstprodukten zu verursachen. Ein Feuer auf einer
Neubewaldungsfläche gilt ab dem Vorhandensein
forstlichen Bewuchses als Waldbrand.

§ 2
Verhalten bei einem Waldbrand

(1) Wer einen Waldbrand wahrnimmt,ist verpflich-
tet, ihn nach Kräften zu löschen und den Abschluß
der Löschmaßnahmen dem nächsten Gemeindeamt
anzuzeigen. Ist das Löschen des Waldbrandes aber
nicht möglich oder nicht zumutbar, so ist der Brand
sofort der nächsten Brandmeldestelle und dem be-
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troffenen Waldeigentümer (Nutzungsberechtigten)
oder einem seiner zugehörigen Forstorgane (§ 104
FörstgesEHz1975) oder einem seiner zugehörigen
Forstschutzorgane (§ 110 Forstgesetz 1975) oder der
nächsten Gendarmerie- oder Polizeidienststelle oder
dem nächsten Gemeindeamt zu melden.

(2) Personen, die mit den örtlichen Verhältnissen
nicht vertraut sind, haben zumindestens örtlich ver-
traute Personen in der näheren Umgebung zu ver-
ständigen, die ihrerseits verpflichtet sind, die Mel-
dung an die im Abs. 1 genannten Stellen bzw. Per-
sonen weiterzugeben.

(3) Jedermann ist verpflichtet, in der ihm zumut-
baren Weise an der Weiterleitung einer Meldung
nach Abs. 1 und 2 mitzuWirken und zu diesem
Zwecke erforderlichenfalls auch ihm zur Verfügung
stehende Fahrzeuge und Nachrichtenübermittlungs-
anlagen einzusetzen.

(4) Jene Stelle oder Person, der ein Waldbrand
gemeldet wurde (Abs. 1 zweiter Satz), hat sofort die
zuständige Feuerwehr sowie die örtlich zuständige
Gemeinde zu verständigen. Die Gemeinde hat den
betroffenen Waldeigentümer (Nutzungsberechtigten)
oder einen seiner zugehörigen Forstorgane (§ 104
Forstgesetz 1975) oder einen seiner zugehörigen
Forstschutzorgane (§ 110 Forstgesetz 1975) oder
dessen zur Besorgung der Forstwirtschaft Beauf-
tragten sowie die Bezirksverwaltungsbehörde sofort
zu verständig-en.

(5) Betroffene Waldeigentümer (Nutzungsberech-
tigte) sind ebenso wie das zugehörige Forstpersonal
(§§ 104 und 110 Forstgesetz 1975) oder die zuge-
hörigen Forstarbeiter (§ 1 Abs. 2 Landa~beitsgesetz)
im Rahmen ihrer personellen und sachlichen Mög-
lichkeiten unbeschadet einer allenfalls bestehenden
Verpflichtung gemäß Abs. 4 verpflichtet, sofort die
Brandbekämpfung einzuleiten und nach den Anwei-
sungen des Einsatzleiters (§ 4) im erforderlichen
und zumutbaren Ausmaß mitzuwirken.

§ 3
Bekämpfung eines Waldbrandes

(1) Für die Bekämpfung von Waldbränden ist im
übertragenen Wirkungsbereich die Gemeindet~zJ.t-:_
ständig, in der sich der Brandort befindet bzw. in'
der Bekämpfungsmaßnahmen notwendig sind. Er-
streckt sich ein Waldbrand über mehrere Gemein-
den, so haben die betroffenen Gemeinden einver-
nehmlich vorzugehen.

(2) Die Gemeinde ist verpflichtet, in ausreichendem
Maße vorzusorgen, was möglich und zumutbar ist,
damit ein Waldbrand wirksam bekämpft und end-
gültig gelöscht wird.

(3) Zur Bekämpfung von Waldbränden sind in er-
ster Linie die öffentlichen Feuerwehren heranzuzie-
hen. Hinsichtlich der Zuständigkeit und Organisation
der öffentlichen Feuerwehren, der Leitung und
Durchführung der Bekämpfungsmaßnahmen, der
nach dem Brand zu treffenden Vorkehrungen sowie
der Tragung' der Kosten der Waldbrandbekämpfung
finden die für die örtliche Feuerpolizei geltenden
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Bestimmungen Anwendung, sofern in diesem Gesetz
nichts anderes bestimmt wird.

(4) Jedermann ist verpflichtet, über Anordnung
der Gemeinde im Rahmen der Zumutbarkeit und
Möglichkeit die notwendigen Sachleistungen zur
Durchführung der Bekämpfung eines Waldbrandes
zu erbringen; insbesondere sind im Rahmen dieser
Verpflichtung auf Anordnung der Gemeinde Fahr-
zeuge, Baumaschinen und sonstige Arbeitsgeräte,
soweit notwendig einschließlich des Bedienungsper-
sonals, zur Verfügung zu stellen.

(5) Die Eigentümer (Nutzungsberechtigten) von
Grundstücken sind verpflichtet, für Zwecke der
Brandbekämfung das. Benützen, wie insbesondere
das Betreten und Befahren ihrer Grundstücke, fer-
ner das Ausheben von Gräben, die Kahllegung von
Sicherungsstreifen, das Anzünden von Gegenfeuer,
das Führen von Gegenhieben und die Entnahme
von Löschwasser zu dulden, wenn dies vom Einsatz-
leiter (§ 4) angeordnet wird. Solche Maßnahmen
dürfen nur im unbedingt notwendigen Ausmaß an-
geordnet werden.

(6) Die für die Bekämpfung eines Waldbrandes zu-
ständige Gemeinde kann, wenn dies für die wirk-
same Bekämpfung des Waldbrandes oder zur Ab-
wehr von Gefahren, die mit diesem verbunden sind,
erforderlich ist, auch anordnen, daß
a) sich in einem bestimmten örtlichen Bereich

(Sperrbereich) keine oder nur bestimmte Perso-
nen aufhalten dürfen,

b) Sachen nicht in den Sperrbereich gebracht wer-
den dürfen oder aus dem Sperrbereich zu ent-
fernen sind.

(7) Das Bundesheer kann nach Maßgabe der Be-
stimmung des § 2 Abs. 1 Iit. c und Abs. 2 des Wehr-
gesetzes 1978, BGB!. Nr. 150,zur Mitwirkung bei der
Waldbrandbekämpfung herangezogen werden.

§ 4

Einsatzleitung

(1) Die technische Leitung und Durchführung der
Waldbrandbekämpfung ist möglichst einheitlich zu.
g'estalten, auch für den Fall, daß für die Bekämpfung" "
eines Waldbrandes mehrere Gemeinden zuständig
sind. Die Einsatzleitung kommt in nachstehender
Reihung jeweils folgenden Personen zu (Einsatz-
leiter) :

a) dem Landes-Feuerwehrkommandanten;
b) dem Bezirks-Feuerwehrkommandanten;

c) dem Abschnitts-Feuerwehrkommandanten;

d) dem Kommandanten der Feuerwehr des Einsatz-
ortes;

e) dem Kommandanten der zuerst am Brandplatz
eingetroffenen Feuerwehr;

f) einem am Brandplatz anwesenden Bediensteten
des höheren forsttechnischen Dienstes oder des
Forstaufsichtsdienstes der Bezirksverwaltungsbe-
hörde bzw. des Amtes der Landesregierung;

5
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g) dem nach Ausbildung und Dienstalter höchstge-
stellten am Brandplatz anwesenden Forstorgan
des betroffenen Waldeigentümers.

(2) Kommt die technische Leitung gemäß Abs. 1
Iit. bund c mehreren Personen zu, so haben diese
einvernehmlich vorzugehen.

(3) Sind im Falle des Abs. 1 Iit. e mehrere Feuer-
wehren im Einsatz, so haben deren Kommandanten
das Einvernehmen zu suchen.

§ 5
Ersatz der Kosten der Waldbrandbekämpfung

(1) Die Gemeinde, die nach den für die örtliche
Feuerpolizei geltenden Bestimmungen in Betracht
kommt, hat gegenüber dem Bund Anspruch auf Er-
satz der durch eine Waldbrandbekämpfung verur-
sachten Kosten für den Einsatz der öffentlichen
Feuerwehr einschließlich der Verpflegskosten sowie
für Schäden an deren Fahrzeug-en,Geräten, Werk-
zeugen und Ausrüstungsgeg,enständen.

(2) Jedermann, dem auf Grund einer Anordnung
ge-rtIäß§ 3 Abs. 4 Kosten für die Erbringung von
Sachleistungen (einschließlich der Kosten für den
Einsatz des zur Verfügung 9'estellten Bedienungs-
personals) bzw. für Schäden an den zur Verfügung
gestellten Be-kämpfungsmitteln erwachsen sind, hat
gegenüber dem Bund Anspruch auf Kostenersatz
einschließlich des Ers·atzes des nachgewiesenen
Verdienstentganges. ,~

(3) Anträg'e auf Kostenersatz gemäß Abs. 1 sind
von der Gemeinde bei sonstigem Verlust des An-
spruchs binnen drei Monaten nach Beendigung der
Waldbrandbekämpfung über die Bezirksverwaltungs-
behörde dem zuständigen Bundesministerium vor-
zulegen.

(4) Anträge auf Kostenersatz gemäß Abs. 2 sind
bei sonstigem Verlust des Anspruchs binnen drei
Monaten nach Beendigung, der Waldbrandbekämp-
fung bei der Gemeinde einzubringen. Diese hat die
Anträge umgehend auf ihre sachliche und rechne,.
rische Richtigkeit zu prüfen und unverzüglich über
die Bezirksverwaltungsbehörde dem zuständigen
Bundesministerium vorzulegen.

(5) Sofern innerhalb von drei Monaten nach Vor-
lage eines Antrages im Sinne der Abs. 3 und 4 an
das zuständige Bundesministerium eine gütliche

(4) Kommt die Leitung der Bekämpfungsmaßnah-
men nicht einem gleichfalls anwesenden Organ ge-
mäß Abs. 1 lit. f oder g zu, so hat der Einsatzleiter
dieses beratend beizuziehen; bei Anwesenheit eines
Bediensteten des höheren forsttechnischen Dienstes
oder des Forstaufsichtsdienstes der Bezirksverwal-
tungsbehörde bzw. des Amtes der Landesregierung
genießt dieser den Vorrang vor Forstorganen des
betroffenen Waldeigentümers.

(5) Insoweit dem Einsatzleiter die erforderlichen
Orts- oder Fachkenntnisse fehlen, hat er sich der
Beratung durch die anwesenden orts- oder fachkun-
digen Personen zu bedienen.
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Einigung über den Anspruch dem Grunde und der
Höhe nach nicht zustande kommt, hat auf Antrag
des Anspruchsberechtigten die, Bezirks,verwaltungs-
behörde den Anspruch mit Bescheid festzusetzen.
Eine Berufung gegen diesen Bescheid ist unzulässig,.

(6) Innerhalb von drei Monaten nach Zustellung
des Bescheides gemäß Abs. 5 kann jede der Partei-
en des verwaltungsbehördlichen Verfahrens die
Festsetzung des Kostenersatzes gemäß Abs. 1 und 2
beim Bezirksgericht beantragen. Mit dem Zeitpunkt
der Anrufung des Gerichts tritt der g,emäßAbs. 5
erlassene Bescheid außer Kraft.

(7) Durch Abs. 1 und 2 we,rdenallenfalls bestehen-
de Schadenersatzansprüche des Bundes nicht be-
rührt.

(8) Inwieweit der Bund über Abs. 1 und 2 hinaus
verpflichtet ist, Kosten der Organisation und Aus-
rüstung der öffentlichen Feuerwehren für die Wald-
brandbekämpfung zu ersetzen, wird durch ein be-
sonderes Landesgesetz geregelt.

§ 6
Entschädigung

(1) Für die auf Grund von Maßnahmen gemäß § 3
Abs. 5 verursachten Schäden steht geg,enübe'rdem
Bund ein Anspruch auf angemesseneSchadloshal-
tung zu (§ 1323 ABGB).

(2) § 5 Abs. 4 bis 7 gilt sinngemäß.

§ 7
Sirafbestimmungen

(1) Eine Verwaltungsübertretung begeht, sofern
die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständig-
keit des Gerichts fallenden Handlung bildet, wer
a) entg,egen der Verpflichtung gemäß § 2 Abs. 1

einen Waldbrand nicht löscht,

b) den Abschluß der Löschmaßnahmengemäß § 2
Abs. 1 nicht beim Gemeinde'amtanzeigt,

c) ,der Verständigungs- oder Meldepflicht gemäß
§2 Abs. 1 und 2 nicht nachkommt, - r·.

d) der Verpflichtung zur Weitergabe einer Meldung'
gemäß § 2 Abs. 2 nicht nachkommt,

e) der Verpflichtung zur Mitwirkung an der Weiter-
leitung, einer Meldung gemäß § 2 Abs. 3 nicht
nachkommt,

f) als betroffener Waldeigentümer (Nutzungsberech-
tigter) bzw. als zugehöriges Forstorgan der Ver-
pflichtung gemäß § 2 Abs. 4 nicht nachkommt,

g) der Verpflichtung gemäß § 2 Abs. 5 zur Einlei-
tung. oder Mitwirkung bei der Brandbekämpfung
nicht nachkommt,

h) einer Anordnung gemäß § 3 Abs. 4 nicht Folge
leistet,

i) der Duldungspflicht gemäß § 3 Abs. 5 nicht nach-
kommt,

j) einer Anordnung gemäß § 3 Abs. 6 zuwiderhan-
delt.
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(2) Die Verwaltungsübertretungen sind von der
Bezirksverwaltungsbehörde mit einer Geldstrafe' bis
zu S 30.000,- zu bestrafen.

§ 8
Eigener Wirkungsbereich der Gemeinde

Die Geltendmachung von Ansprüchen der Ge-
meinde gemäß § 5 sowie die Entgegennahme. Prü-
fung und Vorlage von Anträgen gemäß § 5 Abs. 4
bzw. § 6 Abs. 2 sind Angelegenheiten des eigenen
Wirkungsbereiches der Gemeinde.


